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Für die freie und faire Gesellschaft

I. Vom Verteilungsstaat zur Erwirtschaftungsgesellschaft 

Deutschland ist ein starkes Land. Die Menschen im Westen

haben mit Leistung und Fleiß nach 1945 ihr zerstörtes Land

aufgebaut und das Wirtschaftswunder vollbracht. 

Die Menschen im Osten haben 1989 mit Mut die DDR- Dik-

tatur verjagt, die Freiheit erkämpft und sich selbstbewusst

neuen Herausforderungen im wiedervereinigten  Deutsch-

land  gestellt.  Deutschland  ist  heute  ein  Land  mit  allen

Chancen, denn die überragende Mehrheit der Deutschen ist

geprägt von der Erfahrung, was der Wille zu mehr Freiheit

und  die  Bereitschaft  zu  mehr  Verantwortung  bewirken

können.

Deutschland ist in der Krise. Unser Land ist nicht in einer

Konjunkturkrise.  Deutschland  ist  in  einer  Strukturkrise.

Darauf hat die deutsche Politik zu spät, zu wenig und zu

oberflächlich  reagiert.  Die  höchste  Arbeitslosenquote,  der

höchste Schuldenstand,  die  größte Pleitewelle,  kein  Wirt-

schaftswachstum und  erstmals  eine  reale  Rentenkürzung

seit Gründung der Republik sind das Ergebnis einer zutiefst

3



ungerechten und unsozialen Verteilungspolitik. Deutschland

ist so zum Schlusslicht der Europäischen Union geworden.

 

Der Verteilungsstaat  ist  am Ende.  Er  ist  unbezahlbar ge-

worden.  Er  kann nicht  länger verbergen,  was er  nicht  zu

leisten vermag.  Die Bürger  spüren die  Folgen mit  immer

schmerzhafteren  Einschnitten  und  immer  höheren

Belastungen.

Die  Kraft  einer  Gesellschaft  zur  grundsätzlichen  Ver-

änderung entsteht aus Furcht und Hoffnung. Immer mehr

Bürger  fürchten,  dass  Deutschland  auf  einer  schiefen

Ebene immer  stärker  und immer  schneller  abrutscht.  Sie

fürchten um Wohlstand und Chancen für sich und ihre Fa-

milien. Immer mehr Bürger wollen und brauchen Hoffnung,

dass  durch  verlässliche  und  durchdachte  Reformpolitik

Chancen und Wohlstand neu gegründet werden. Wir stehen

vor einer neuen Gründerzeit. Diese neue Gründerzeit ist die

Zeit der FDP, wenn sie sich nicht auf Erreichtem ausruht,

sondern  sich  abermals  als  programmatische  Avantgarde

versteht.

In früheren Zeiten ging der Veränderungsdruck oftmals von

den politischen Rändern aus. Heute kommt er aus der Mitte

der Gesellschaft.  Der Veränderungsdruck aus der Mitte der

Gesellschaft ist in der Politik noch nicht angekommen. Die

aktuell geplanten Vorhaben der Bundesregierung sind keine
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wirklichen Reformen; sie sind eher eine Belastung für den

Reformbegriff. Die aufgeregte Scheindiskussion um Trippel-

schritte täuscht darüber hinweg, welche gravierenden   Ver-

änderungen wirklich notwendig sind. Bisher wird nur an den

Stellschrauben einer Verteilungsmechanik gedreht, obwohl

die  ganze Maschine schon längst nicht  mehr funktioniert.

Der Reformprozess ist noch nicht in Gang gekommen. 

Die deutsche Politik  denkt  nicht zielorientiert,  sondern er-

eignisorientiert. 

Die  deutsche  Politik  handelt  nicht  strategisch,  sondern

taktisch.

Die deutsche Politik arbeitet nicht für die nächste Generati-

on, sondern für die nächste Wahl.

II.  Von der gleichen zur fairen Gesellschaft

Deutschland steht am Scheideweg. Die ersten beiden Jahr-

zehnte  der  Bundesrepublik  waren  geprägt  vom  Erwirt-

schaften. So entstand das Wirtschaftswunder. Dann folgten

drei Jahrzehnte, die vom Verteilen geprägt waren.

Deutschland braucht jetzt wieder überlebensnotwendig eine

Zeit des Erwirtschaftens. Die FDP setzt sich diesen notwen-

digen Systemwechsel vom Verteilungsstaat zur Erwirtschaf-

tungsgesellschaft  zum Ziel.
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Der  Verteilungsstaat  erhob  Gleichheit  und  soziale  Ge-

rechtigkeit  zu seinem obersten Prinzip. Das Streben nach

Gleichheit  glitt  schleichend  in  Gleichmacherei  ab.  Die

Fairness in unserer Gesellschaft blieb auf der Strecke.

Die Erwirtschaftungsgesellschaft ist frei und fair. In der Er-

wirtschaftungsgesellschaft besinnen wir uns auf die Quellen

des Wohlstandes: auf Leistungsgerechtigkeit und Fairness.

Der beste Weg zu mehr Fairness führt über mehr Freiheit.

Die FDP macht den Weg von der gleichen zur fairen Gesell-

schaft frei. 

Der  Verteilungsstaat  hat  das  Verteilen  vor  das  Erwirt-

schaften  gestellt.  Er  hat  Mitmenschlichkeit  und  Verant-

wortung  verstaatlicht  und  Leistung  enteignet.  Die  Vertei-

lungspolitik  schafft  Probleme,  die  dann durch  noch mehr

Verteilung gelöst werden sollen.

Es ist unfair, wenn immer mehr Menschen immer weniger

netto übrig bleibt, weil der Staat an immer mehr Menschen

Geld verteilt.  Fair  ist,  wenn Leistung sich lohnt  und Fleiß

sich auszahlt. 

Es ist unfair, wenn immer höhere Abgaben und Steuern

Arbeitsplätze zerstören. Fair ist, wenn Sozialpolitik die

Schaffung von Arbeitsplätzen fördert. 
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Es ist  unfair,  wenn jemand mit  viel  Risiko und Fleiß eine

Firma aufbaut, dafür in Deutschland aber nur Neid erntet.

Fair  ist,  wenn  derjenige,  der  Besonderes  leistet,  auch

besondere Anerkennung erhält.

Es ist unfair, wenn Zumutbarkeit nur aus der Sicht eines So-

zialhilfeempfängers definiert wird, und so die Zumutungen

für die Steuerzahler und die Beitragszahler außer Acht ge-

raten. Fair ist, wenn Sozialhilfeempfänger jede angebotene,

legale  Arbeit  annehmen  müssen,  auch  wenn  sie  unter-

tariflich bezahlt wird. 

Es ist unfair, wenn Funktionäre und Politiker Tarifvorschrif-

ten durchsetzen, die es den fleißigen Menschen verbieten,

selbst über ihren Arbeitsplatz und über die Zukunft ihres Be-

triebes zu entscheiden. Fair ist, wenn in den Betrieben ent-

schieden wird statt in den Funktionärszentralen. 

Es ist unfair, wenn jeder einen Laden aufmachen kann, um

Computer zu reparieren,  aber derjenige, der  einen Laden

aufmacht,  um  Schuhe  herzustellen,  einen  Meisterbrief

braucht.  Fair  ist,  wenn  im  Handwerk  Regeln  gelten,  die

Qualität sichern und Selbständigkeit fördern.

Es ist  unfair,  wenn jemand,  der  45 Jahre  in  die  Renten-

kasse gezahlt hat, genauso behandelt wird, wie derjenige,

der 35 Jahre eingezahlt hat, wenn beide mit 60 in Rente ge-
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hen.  Fair  ist,  wenn die Dauer der  Beitragszahlungen und

nicht ein gesetzliches Renteneintrittsalter über die Renten-

höhe entscheidet. 

Es ist  unfair,  wenn Frauen sich eine gute Ausbildung er-

arbeiten, aber als Mütter nicht mehr arbeiten können, weil

es nicht genug Kinderbetreuung und Ganztagsschulen gibt.

Fair ist, wenn Frauen eine Wahl haben, ob sie Kinder und

Karriere vereinbaren wollen.

Es ist unfair,  wenn ein unrentabler Steinkohle-Arbeitsplatz

mit durchschnittlich 70.000 Euro jährlich subventioniert wird,

während für die Schüler und Studenten kein Geld mehr da

ist.  Fair  ist,  wenn  der  Staat  in  Zukunft  investiert,  statt

Vergangenheit künstlich zu verlängern.

Es  ist  unfair,  wenn  jemand  seine  Talente  nicht  entfalten

kann,  weil  der  Staat  die  Schulen vernachlässigt.  Fair  ist,

wenn  der  Staat  in  differenzierte  Bildungsangebote  in-

vestiert, damit jeder seine Fähigkeiten voll entwickeln kann. 

Es  ist  unfair,  wenn  ein  22jähriger  Dachdeckergeselle  mit

seinen Steuern einem 22jährigen Studenten das Studium fi-

nanziert. Es ist unfair,  dass den Gesellen der Meisterbrief

viel Geld kostet,   während der Student den Magister-Titel

vom Staat bezahlt  bekommt. Fair ist,  wenn derjenige, der
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nach  dem  Studium  überdurchschnittlich  verdient,  auch

einen Teil der Kosten seiner Ausbildung zurückzahlt. 

Es  ist  unfair,  wenn  Kranke  in  Deutschland  nicht  geheilt

werden können, weil Bedenkenträger die Bio- und Gentech-

nologie aus dem Land vertreiben. Fair ist, die Freiheit und

die Chancen der Forschung zu fördern. 

Es ist unfair, wenn der Rechtsstaat so kompliziert und der

Rechtswegestaat  so  aufwändig  ist,  dass  der  Bürger  sein

Recht nicht mehr durchsetzt. Fair ist, wenn Recht verständ-

lich und Rechtswege kurz sind. 

 

Es ist unfair, wenn immer mehr Kontrolleure die Steuerzah-

ler  überprüfen,  während  gleichzeitig  öffentliche  Plätze  zu

rechtsfreien Räumen werden. Fair ist ein Rechtsstaat, der

sich  zuerst  um die  Sicherheit  und  damit  um die  Voraus-

setzung für die Freiheit der Bürger kümmert. 

Es ist  unfair,  wenn zu schnelles Fahren kriminalisiert  und

Ladendiebstahl gleichzeitig bagatellisiert wird. Fair ist, wenn

der Rechtsstaat zuerst das Eigentum und die Sicherheit der

Bürger schützt.

Es ist unfair, wenn Gesetze und Verordnungen darüber ent-

scheiden, wann ein Laden geöffnet sein darf. Fair ist, wenn

Ladenbesitzer  darüber  entscheiden,  wann  sie  etwas  ver-
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kaufen  wollen,  und  wenn  Kunden  darüber  entscheiden,

wann sie etwas kaufen  wollen. 

Es ist unfair, wenn ein wirtschaftlich erfolgreiches Bundes-

land  einem  anderen  Bundesland  einen  Ausgleich  zahlen

muss, weil dieses nicht erfolgreich gewirtschaftet hat. Fair

ist, wenn wir zum Nutzen der Bürger einen föderalen Wett-

bewerb  um  die  beste  Wirtschaftspolitik  oder  die  besten

Schulen fördern. 

Es ist unfair, wenn Politiker bei allen sparen, nur nicht bei

sich selbst. Fair ist, wenn Politiker mit gutem Beispiel voran

gehen. Fair ist, wenn Politiker für ihre Altersversorgung - so

wie Freiberufler - selbst bezahlen.

III. Freiheit hat nur eine politische Heimat: Die FDP

Keine Partei hat so früh und so klar wie die FDP die nötigen

Reformen  für  Deutschland  benannt.  Wir  haben  als  erste

Partei öffentlich formuliert, dass es keine Zukunft ohne die

Bereitschaft zur Veränderung gibt. Die Wiesbadener Grund-

sätze von 1997 sind Beleg für den liberalen Reformwillen.

Sie geben die Richtung vor.  Die FDP wird ihrem Ziel ge-

recht, Bürgerpartei für das ganze Volk zu sein, wenn sie die

ethischen Grundlagen einer freien und fairen Bürgergesell-
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schaft benennt. Das Programm der FDP darf nicht als Sum-

me von technischen Standortfaktoren vertreten werden. Der

ethische Anspruch liberaler Politik muss für alle sichtbar im

Vordergrund stehen. 

Das ängstliche Schielen auf die Positionen anderer muß ein

Ende  haben.  Keine  andere  deutsche  Partei  hat  unseren

Gesellschaftsentwurf übernommen. Keine andere Partei ko-

piert freie demokratische Politik:  Eine Mehrheit von Vertei-

lungsfürsten  verteidigt  noch  immer  die  alte  Politik  in

Bundestag und Bundesrat.

Die SPD leidet unter dem Gegensatz zwischen den Ansprü-

chen der Realität  und den Ansprüchen ihres Programms.

Sie  verweigert  den  Versuch,  Programm  und  Realität  zu-

sammenzuführen.  Die  SPD entfernt  sich  vielmehr  in  der

programmatischen  Debatte  und  auch  im  Regierungs-

handeln von einem liberalen Reformkurs: Sozialdemokraten

führen  Mindestlöhne  ein,  debattieren  über  eine  Ausbil-

dungsplatzabgabe  und  wollen  die  Erbschaftssteuer  erhö-

hen. Die SPD bleibt in ihrer selbst gewollten Abhängigkeit

von  den  Gewerkschaftsfunktionären.  Das  Flächentarifver-

tragsrecht macht besonders deutlich, dass die Sozialdemo-

kraten kollektivistische Modelle gegenüber individuellen Lö-

sungen vorziehen. Die SPD hütet programmatisch den sozi-

aldemokratischen Verteilungsstaat als Fluchtburg gegen die
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Realität der Regierungsverantwortung. Unverändert ist der

SPD die Gleichheit wichtiger als die Freiheit.

Die Union ist sozial- und wirtschaftspolitisch nicht nur zwi-

schen CDU und  CSU gespalten.   Die  Entsozialdemokra-

tisierung der Union ist in einem ungeklärten Richtungsstreit

gefangen. Maßgebliche Teile der Union sind für die Einfüh-

rung einer  Zwangskasse unter  dem Decknamen „Bürger-

versicherung“.  Die  Sozialausschüsse  sind  die  Gewerk-

schaftsfunktionäre  der  Union.  Der  Union ist  es  bis  heute

nicht gelungen, ein Gesellschaftsbild, das von Toleranz ge-

prägt ist, zu entwerfen; stattdessen bleibt sie ihrem konser-

vativen Staatsbild verhaftet. Der Zusammenhang zwischen

der inneren Liberalität  der  Gesellschaft  und ihrem ökono-

mischen Fortschritt,  zwischen stimulierender Toleranz und

Leistungsbereitschaft wird in der Union bis heute nicht aner-

kannt. Halbe Freiheiten sind noch keine Freiheit. Der Union

steht  ihr  Konservatismus  in  unseren  Zeiten  geradezu  im

Weg. Wer über Globalisierung spricht, aber zugleich die da-

mit  einhergehende  Internationalisierung  der  Gesellschaft

ausbremst,  befindet  sich  programmatisch  noch  nicht  auf

dem Marsch in die Zukunftstauglichkeit. Die von weiten Tei-

len der Union verfolgte Renationalisierung der Politik mag

gelegentlich  beim  Publikum  ankommen.  Sie  ist  dennoch

falsch.
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Die Grünen haben von der FDP die Dienstwagen übernom-

men, aber nicht  das liberale Programm. Die Grünen sind

nicht  liberal,  sondern  wollen  die  Gesellschaft  als  Besse-

rungsanstalt  organisieren.  Sie  stellen  Autofahren  unter

steuerliche  Strafe,  wollen preiswerte  Flugreisen  verbieten

und sind für ein entlarvendes bürokratisches Chaos beim

Dosenpfand  verantwortlich.  Sie  sind  die  Nein-Sager:  bei

Umgehungsstraßen, beim Transrapid oder beim therapeu-

tischen Klonen. Grüne verregeln und verriegeln.  Die Grü-

nen errichten die  geistige  Blockade  gegen den  technolo-

gischen Fortschritt.  Die Grünen sind der natürliche Gegner

einer Freiheitspartei.

Die PDS ist unterwegs in die bundespolitische Bedeutungs-

losigkeit. Sie wird sich als Regionalpartei im Zwiespalt zwi-

schen politischem Protest  auf  Bundesebene und regiona-

lem Regierungsanspruch nicht behaupten können.

IV. Mut zum großen Wurf

Deutschland braucht nicht nur eine ökonomische Standort-

debatte, sondern eine sie tragende gesellschaftliche Werte-

diskussion.  Diese  Regierungskoalition  und  Teile  der

Unionsparteien  wurden  durch  Standorterkenntnisse  zum

Handeln gezwungen. Liberale Werte haben sie dabei nicht

übernommen.
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Die deutsche Politik  darf sich nicht länger darauf beschrän-

ken, innerhalb der bestehenden Staatswirtschaft prozentua-

le Veränderungen vorzunehmen. Das überkommene Modell

des Verteilungsstaates ist an die Grenzen seiner Wirksam-

keit  gestoßen.  Der  alte  Verteilungsstaat  kann  die  neuen

Herausforderungen nicht bewältigen.

Die FDP steht  für  die Veränderung der Systeme anstelle

der  Veränderung  in  den  untauglichen  Systemen.  Freie

demokratische  Politik  macht  Mut  zum  großen  Wurf.  Wir

wollen dafür sorgen, dass die Menschen wieder die Köpfe

heben und zu neuen Horizonten blicken.

Die FDP will  die  Maßstäbe politischen Handelns neu de-

finieren.  Diese  neuen  Maßstäbe  heißen:  Freiheit  vor

Gleichheit, Erwirtschaften vor Verteilen, Privat vor Staat.

V. FDP: Die neue Wende 2006

Die FDP will  die neue Wende, den politisch großen Wurf

statt Klein-Klein, die Freiheit vor der Gleichheit. Deswegen

setzt sich die FDP im Interesse Deutschlands den Macht-

wechsel weg von Rot-Grün zum Ziel. Die FDP will die neue

Wende spätestens im Jahr 2006.
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Voraussetzung dafür ist:

programmatische Konsequenz

thematische Konzentration

personelle Kompetenz

1. Deutschland braucht eine neue Wende

Deutschland  steht  am  Ende  des  Verteilungsstaates.  Die

FDP will die Wende zu einer neuen Erwirtschaftungsgesell-

schaft.  Freiheit  zur  Verantwortung ist  nicht  nur  ein Gebot

der ökonomischen Vernunft, es ist das ethische Fundament

der Bürgergesellschaft.

Die FDP wendet sich gegen die Fortsetzung einer Politik,

die sich als Notreparaturbetrieb maroder Systeme versteht.

Die FDP steht für einen neuen Anfang durch den großen

Wurf:  die  FDP  will  Freiheit  vor  Gleichheit,  die  FDP  will

Eigenverantwortung vor Anspruchsmentalität,  die FDP will

Erwirtschaften vor Verteilen stellen. 

Wenn die Politik wieder den Mut hat,  Ziele zu benennen,

dann  werden  wir  einen  neuen  Aufbruch  erleben.  Dieses

verbindende blau-gelbe Band unserer Politik muss sichtba-

rer  werden.  Unser  Zukunftsentwurf,  unser  Gesellschafts-
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modell  und  unser  Lebensgefühl  prägen  die  FDP.  Der

Tagespolitik,  der  konkreten  Forderung  muss  stets  das

gesellschaftspolitische „Warum“ hinzugefügt werden. 

2. Leistung braucht Belohnung

Unsere Gesellschaft braucht wieder die Kultur, Fleiß, Leis-

tung  und  Anstrengung  ihrer  einzelnen  Mitglieder  anzuer-

kennen. Statt einer Neid-Debatte braucht Deutschland eine

Anerkennungskultur.  Wir  müssen  mehr  Menschen  mo-

tivieren,  Risiken  einzugehen  und  Chancen  zu  suchen.

Deutschland  muss Schluss  machen mit  einer  Neidgesell-

schaft, die Fleiß unter steuerliche Strafe stellt.

Das bedeutet:  Wir  brauchen ein Steuersystem,  das Leis-

tung  belohnt.  Es  geht  nicht  darum,  dass  bestehende

Steuersystem zu verändern.  Die  FDP will  einen  System-

wechsel. Wir wollen drei einfache Steuersätze von 15, 25,

35 Prozent und die radikale Abschaffung steuerlicher Aus-

nahmetatbestände. Für den Arbeitnehmer muss die Steuer-

erklärung auf eine Seite passen, die  er selbst  ohne Hilfe

ausfüllen kann. Unser niedrigeres, einfacheres und gerech-

teres Steuersystem ist nicht nur ökonomisch geboten; es ist

das Steuersystem der freien und fairen Gesellschaft. 
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Freie  Demokratische  Politik  fördert  die  Fleißigen,  schützt

die Schwachen und bestraft die Faulen. Es gibt kein Recht

auf staatlich bezahlte Faulheit.

  

Das heißt: Grundsätzlich ist jede legale Arbeit für Sozialhil-

feempfänger  zumutbar.  Wer  zumutbare  Arbeit  nicht

annimmt,  dem  sollen  sämtliche  Leistungen  gestrichen

werden,  weil  für  Liberale  die  Eigenverantwortung vor  der

Umverteilung kommt. 

Deswegen ist die FDP für ein Bürgergeldsystem, das Ein-

kommensbesteuerung  und  steuerfinanzierte  Sozialleis-

tungen zusammenfaßt. Das Bürgergeld ist die Brücke  in re-

guläre Erwerbsarbeit, weil es reguläre Erwerbseinkommen

nur teilweise auf Sozialleistungen anrechnet.

3. Fairness für die Generationen

Fair ist Politik nur, wenn sie fair zwischen den Generationen

ist.

Die demographische Entwicklung und die politische Umver-

teilung innerhalb der Sozialversicherung haben den Gene-

rationenvertrag in eine Existenzkrise geführt.

Politische  Notoperationen  ohne  Systemwechsel  sind  un-

tauglich.  Sie  sind  unfair  gegenüber  der  jetzigen  Rent-
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nergeneration,  weil  sie  in  Ansprüche  eingreifen,  die  die

Rentner im Vertrauen auf eine verlässliche Rente durch ihre

Arbeit  erworben  haben.  Sie  sind  unfair  gegenüber  der

arbeitenden Generation, weil sie bei den Beiträgen weder

Stabilität  noch Entlastung bringen.  Sie sind unfair  gegen-

über der jungen Generation, weil sie soziale Sicherheit nicht

zukunftstauglich machen. Was im Gesundheitswesen „Jahr-

hundertreform“ genannt wird, hat Halbwertzeiten von zwei

bis  drei  Jahren.  Die  Pflegeversicherung  trägt  schon  jetzt

den Sprengsatz  für  die  Beitragssteigerung der  Zukunft  in

sich. 

Wir  wollen  Fairness  zwischen  den  Generationen.  Des-

wegen ist die FDP gegen die Fortsetzung des Reparaturbe-

triebes  und  für  einen  Systemwechsel  in  den  Sozialversi-

cherungen.

Deswegen ist  die  FDP dafür,  das gesetzliche Rentenein-

trittsalter abzuschaffen. Stattdessen soll  die Zahl der  Bei-

tragsjahre über die Rentenhöhe entscheiden. Ab 45 Jahren

durchschnittliche Beitragszahlung wird die Rente ohne Ab-

schlag  erreicht,  unabhängig  vom  Lebensalter.  Deswegen

will  die FDP eine Altersvorsorge, die zur  Hälfte auf einer

beitragsfinanzierten  gesetzlichen Grundsicherung  und  zur

Hälfte auf einer privaten oder betrieblichen kapitalgedeck-

ten Altersvorsorge beruht. Dadurch schaffen wir gleichzeitig

18



Rentensicherheit für die Älteren und schützen die jüngere

Generation vor Überforderung.

Deswegen  ist  die  FDP  dafür,  die  gesetzlichen  Kran-

kenkassen  vollständig  in  private  Gesundheitsversi-

cherungen  zu  überführen.  Wir  wollen  an  die  Stelle  der

Pflichtversicherung eine Pflicht zur Versicherung setzen.

Deswegen ist  die  FDP dafür,  die gesetzliche Pflegeversi-

cherung abzuschaffen und durch eine private Pflegeversi-

cherungspflicht zu ersetzen.

4. Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung

Freie  Demokratische  Politik  steht  für  Selbstbestimmung

statt Fremdbestimmung. Dieser einfache Grundsatz gilt für

Liberale  in  allen  Bereichen  des  Staates  und  der  Gesell-

schaft.

Selbstbestimmung  statt  Fremdbestimmung  heißt:  Jeder

Bürger soll leben, wie er selber möchte, solange er damit

niemand anderem schadet.  Der Staat ist kein Zensor der

privaten Lebensentwürfe. Nur in der toleranten Gesellschaft

entsteht  die  Kreativität,  aus  der  Spitzenleistungen  ent-

springen.
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Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung heißt: Die Gren-

ze  staatlicher  Zuständigkeit  muss  neu  gezogen  werden.

Wenn es keinen zwingenden Grund für eine staatliche Zu-

ständigkeit gibt, darf der Staat seine Bürger weder belasten

noch  belästigen.  Deswegen  fordert  die  FDP  ein

Privatisierungsgebot  für  Staatsbesitz,  die  Umstellung  von

Genehmigungsverfahren auf Anmeldeverfahren und die Be-

fristung von wirtschaftslenkenden Gesetzen. Die FDP steht

für Entstaatlichung statt Verstaatlichung. Nicht nur aus öko-

nomischen  Gründen,  sondern  weil  weniger  Staat  mehr

Erfüllung durch Selbstbestimmung bedeutet. 

Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung heißt: Die Tarif-

autonomie  ist  kein  Privileg  von  Verbänden  und  Gewerk-

schaften. Die Tarifautonomie muss zurückgegeben werden

in die  Hände von Arbeitnehmern und Unternehmern,  von

Betriebsräten und Geschäftsführern. Betriebliche Bündnisse

haben Vorrang vor Funktionärsverträgen.

Selbstbestimmung statt Fremdbestimmung heißt: Der Staat

muss  seinen  Bürgern  mehr  Mitbestimmung  in

Schlüsselfragen  zutrauen.  Die  repräsentative  Demokratie

soll  politische  Entscheidungen  erleichtern,  aber  nicht  die

Souveränität  der  Bürger  einschränken.  Die  Wahl  des

Bundespräsidenten braucht  keinen Filter  des Volkswillens

durch  die  Bundesversammlung,  sondern  kann  durch  die

Bürger  direkt  erfolgen.  Auch  über  die  kommende  EU-
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Verfassung soll das Volk selbst abstimmen, denn jeder ein-

zelne  Deutsche  wird  mit  den  Regeln  dieser  Verfassung

leben.

5. Wohlstand braucht Wissen

Freie Demokratische Politik steht für mehr Bildungschancen

für alle Menschen. 

Bildung als Bürgerrecht heißt: Jeder soll Zugang zur besten

auf  ihn  zugeschnittenen  Bildung,  Ausbildung  und  Fortbil-

dung erhalten. Der Geldbeutel der Eltern darf künftig nicht

länger über die Chancen eines Kindes entscheiden.

Der  Staat  muß neue  Ideen  und  mehr  Geld  in  seine  Bil-

dungssysteme  investieren.  Die  planwirtschaftliche  Herr-

schaft  der  starren  Bildungsbürokratie  über  Schulen  und

Hochschulen  muss  beendet  werden.  Nur  echter  Wettbe-

werb  unter  den  Schulen  und  Hochschulen  schafft  den

Anreiz  für  eine bestmögliche Bildung und Ausbildung un-

serer jungen Generation. Bessere Hochschulen heißt: Be-

kenntnis zu Eliten, Wettbewerb um Studenten zwischen den

Hochschulen, bessere Studienbedingungen und schnellere

Abschlüsse. 
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Bildung als Bürgerpflicht heißt: Wer zu lange studiert, muß

Studiengebühren zahlen. Wer berufliche Weiterbildung ab-

lehnt, darf nicht auf Kosten der Allgemeinheit leben.

Die FDP steht für Forschungsfreiheit statt Forschungsfeig-

heit. Deutschland kann es sich nicht leisten, auf Forscher

und  auf  Forschungsfelder  der  Zukunft  zu  verzichten.  Wir

sind  für  Forschungsfreiheit  und  Forschungsfreundlichkeit.

Das heißt: Die Chancen der Gentechnologie haben Vorrang

vor den Risiken.

Die Abwanderung der jungen Eliten aus Deutschland ist ein

zentrales Thema der FDP. Diese jungen Eliten suchen nicht

nur bessere materielle Chancen. Sie wollen sich vor allem

besser entfalten und ihr Glück in einer freien Gesellschaft in

die eigenen Hände nehmen.

6. Für einen modernen Dienstleistungsstaat

Die FDP will  den Staat  neu gründen auf die  Kraft  seiner

Bürger  und  die  Kraft  vorbildlicher  Politik.  Der  Staat  muß

dienen, nicht herrschen; er soll nützen, nicht belasten. Der

bescheidene Staat ist der starke Staat. 

Die FDP stellt sich an die Spitze der Diskussion um institu-

tionelle  Reformen.  Deshalb  tritt  die  FDP  für  die  Redu-

zierung der Zahl der Bundesländer auf neun ein.
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Der Staat muss sich dem Prinzip des Wettbewerbs stellen.

Deshalb  ist  die  FDP für  einen  Wettbewerbsföderalismus.

Die  Länder  brauchen  einen  Wettbewerb  um  die  besten

Lebensbedingungen ihrer Bürger, bei Schulen genauso wie

beim Umweltschutz oder bei den Steuern.

Zum  Wettbewerbsföderalismus  gehören  erkennbare

Verantwortlichkeiten. Deshalb ist die FDP für die Streichung

der  Gemeinschaftsaufgaben  und  die  Abschaffung  der

Mischfinanzierungen zwischen Bund und Ländern. 

Politik muss das vorleben, was politische Entscheidungen

von den Bürgern verlangen. Politiker sind Treuhänder der

ihnen von den Bürgern anvertrauten Steuergelder. Deshalb

muss Politik sparsam sein. Deshalb ist die FDP dafür, dass

Politiker  als  gewählte  Mandatsträger  auf  Zeit  keine

Pensionsansprüche erwerben, sondern wie Freiberufler ihre

Altersversorgung selbst regeln. Deshalb ist die FDP dafür,

dass die Höhe der Diäten nicht von den Parlamentariern,

sondern  durch  eine  unabhängige  Kommission  beim

Bundespräsidenten festgelegt wird.

7.  Für eine konzeptionelle Außenpolitik

Deutsche  Außenpolitik  braucht  wieder  einen  konzep-

tionellen  Rahmen.  Verlässlichkeit  und  Berechenbarkeit,
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europäische Einbettung und transatlantische Partnerschaft

sind vor der Amtsübernahme von Rot-Grün die Grundpfeiler

deutscher  Außenpolitik  gewesen.  Sie  haben  Nachkriegs-

deutschland  zurückgeführt  in  die  westliche  Wertegemein-

schaft, sie haben die Deutsche Einheit in Frieden und Frei-

heit ermöglicht.

 

Die deutsche Außenpolitik hat seit 1998 ihre 

Berechenbarkeit verloren. Sie betreibt europäische Achsen-

bildung   in  Gegnerschaft  zum  transatlantischen  Bündnis.

Sie spaltet  Europa zwischen alt  und neu sowie zwischen

groß und klein. Europäische Einbettung darf nicht allein auf

der deutsch-französischen Partnerschaft beruhen. Sie darf

sich  nicht  als  Abgrenzung  zur  transatlantischen  Partner-

schaft verstehen.

Die deutsche Außenpolitik ist ereignisorientiert, reaktiv und

schwankend.  Das  hat  zum  Bedeutungsverlust  Deutsch-

lands in der Welt beigetragen. Was CNN heute zeigt, gilt als

wichtig; was unser Land morgen braucht, bleibt im Dunkeln.

Fernseh-Außenpolitik ist kurzsichtig. Deutsche Außenpolitik

muss strategisch initiierend sein.

Wichtige  Zukunftsfelder  sind  nicht  mehr  Bestandteil  der

deutschen Außenpolitik: Wie stellt sich Deutschland ein auf

die demographische Entwicklung der Welt? Wie lauten die

geopolitischen Herausforderungen? Sind die jungen Gesell-
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schaften die Wachstumszentren von morgen? Was sind un-

sere nationalen Interessen? Eine konzeptionelle Außenpoli-

tik muß diese Fragen beantworten. 

Die FDP macht eine der globalen Herausforderungen un-

serer Zeit, die Bekämpfung von AIDS rund um den Globus,

zu einer Maxime außenpolitischen Handelns, so wie es die

Präsidenten Bush und Chirac bereits heute tun. Die FDP

will  außenpolitischen  Protektionismus  abschaffen,  der

Entwicklungsländern den Zugang zu den Märkten der Wohl-

habenden mit Zöllen versperrt und die Fairness des Wett-

bewerbs mit  eigenen Agrarexportsubventionen verhindert.

Die  FDP will  Freihandel,  der  nicht  länger  zu  Lasten  der

Chancen  Anderer  auf  dem  Weltmarkt  Teile  der  euro-

päischen Landwirtschaft abschottet. 

Unsere Idee des liberalen Rechtsstaates beansprucht Gül-

tigkeit  auch  für  die  Staatengemeinschaft.  Eine  Welt-

bürgergesellschaft  braucht  eine  globale  Rechtsordnung.

Dazu  gehören  als  äußerstes  Mittel  auch  militärische

Einsätze.  Doch  militärische  Mittel  dürfen  außenpolitische

Strategien  nicht  ersetzen.  Bundeswehrsoldaten  in  immer

größerer  Zahl  an  immer  mehr  Orte  zu  entsenden  und

gleichzeitig der Bundeswehr die finanziellen Mittel für eine

bessere Ausstattung zu verweigern, ist unverantwortlich.
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Die FDP lehnt eine Außenpolitik ab, die zur Wahl zwischen

Frankreich und den Vereinigten Staaten zwingt. Wir wollen

genauso wenig eine Außenpolitik, die unseren Kontinent in

ein neues und ein altes Europa aufspaltet. Wir wollen eine

Außenpolitik, die berechenbar ist, Deutschlands Interessen

klar definiert und konsequent verfolgt.

Die FDP muß die reaktive Außen- und Europapolitik  von

Rot-Grün  stärker  stellen  und  ihr  eigene  Konzepte  ent-

gegensetzen. 

VI. Die neue Wende organisieren:

     Bürger bewegen, Unterstützer gewinnen

Unabhängigkeit ist die Grundlage für Unverwechselbarkeit.

Ein eigenständiges programmatisches Profil ist dafür erste

Voraussetzung.  Kreatives  Politikmarketing,  inhaltlich  klar,

unkonventionell und mutig, ist auch weiterhin gefordert. Das

erreichen  wir  nur  durch  Professionalität  und  ein  konse-

quentes  Management  unserer  Politik.  Dabei  kommt  dem

Präsidium der Partei die Schlüsselstellung zu.

Alle gewählten Mitglieder des Präsidiums übernehmen als

Politikmanager Verantwortung für Themenfelder. Dazu ge-

hört  es,  Kontakt  zu  den  zuständigen  Bundesfachaus-

schüssen, den Foren, den Arbeitskreisen der Fraktion, zu

den Gliederungen, zum liberalen Vorfeld sowie zu den Ver-
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bänden zu pflegen. Als Führungspersönlichkeiten leiten die

Präsidiumsmitglieder  aus gesellschaftlichen Entwicklungen

Schlussfolgerungen für  die Parteiarbeit  ab,  erarbeiten Be-

schlussvorlagen für Gremien und stehen mit besonderer in-

haltlicher Verantwortung im Führungsteam in der Öffentlich-

keit. 

Nur wenn jeder für sich und jeder für alle die für Deutsch-

land dringend  notwendige  neue Wende 2006 als  oberste

Priorität sieht, werden wir das Ziel gemeinsam erreichen.

Jeder  in  der  Führung der  FDP trägt  eine  eigene Verant-

wortung für den Erfolg. Wer als Liberaler Defizite erkennt,

darf sie nicht nur benennen. Er muss an ihrer Beseitigung

selbst  und  konkret  mitwirken.  Führungsmitglieder  dürfen

Lagen nicht beschönigen oder verklären. Führungsmitglie-

der dürfen aber auch nicht schlechtreden und demotivieren.

Wer als Führungsmitglied andere kritisiert,  um sich selbst

zu entlasten oder zu erhöhen, wird seiner Verantwortung für

den gemeinsamen, liberalen Erfolg nicht gerecht. Führungs-

mitglieder  dürfen diffamierende Stichworte des politischen

Gegners  nicht  übernehmen,  sondern  müssen  sie  zurück-

weisen. 

Die Bundestagsfraktion der FDP steht ebenfalls in beson-

derer Verantwortung für die inhaltliche Schärfe und mediale

Wahrnehmbarkeit unserer Politik. Parteiführung und Frakti-
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on  müssen  deshalb  eng  miteinander  zusammenarbeiten

und Synergien nutzen. 

Die FDP wird Brücken zur Mitarbeit und zur Mitwirkung in

die  Gesellschaft  bauen.  Als  moderne  und  dynamische

Partei sind wir attraktiv für alle Altersgruppen. Wir wollen die

unzufriedenen Bürger  aus der  Mitte  der  Gesellschaft,  die

sich derzeit in zahlreichen Bürger-Konventen und Bürgerin-

itiativen versammeln, zum Engagement in der Politik, nicht

neben  der  Politik,  einladen.  Demokratie  braucht  Demo-

kraten,  Demokraten  brauchen  Organisation,  politische

Organisation  braucht  Parteien.  Parteien  wiederum  haben

eine Basis in der Gesellschaft nur, wenn sie nicht nur mit ih-

rer  Politik,  sondern  auch  mit  ihren  Organisationsformen

attraktiv für die Mitwirkung der Menschen werben. Deshalb

werden  wir  die  Öffnung  und  Reform  unserer  Partei

fortsetzen.

Durch einen breiten und steten Dialog wurzelt die FDP tiefer

in der Gesellschaft. Menschen mit Mut zum öffentlichen und

privaten Bekenntnis zur FDP sind wichtige Botschafter libe-

raler  Politik.  Sie  festigen  das  Ansehen  der  FDP  in  der

Gesellschaft  und   machen  die  Partei  widerstandsfähiger

gegen Kampagnen. Die FDP wird Netzwerke um die Partei

weiter wachsen lassen und fachliche Kompetenz und öffent-

liche Prominenz nach innen und nach außen nutzen.
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Dazu gehören:

• Stärkung der liberalen Organisationen (Vorfeld)

• Aufbau einer bekennenden Prominenteninitiative

• Kompetenzgewinn  durch  Berater  aus  Wissenschaft,

Kultur und Wirtschaft  

• Ausbau des Bürgerfonds-Netzwerkes

• Öffnung der Fachgremien für externe Experten

• Themen-Dialog der fachpolitischen Sprecher 

 

Die FDP hat die Öffnung und die Reform der Parteiarbeit

mit vielen Initiativen eingeleitet. Dazu gehören der Landes-

verband im Internet  ebenso wie  die  Kampagnen-Mitglied-

schaft,  der  Mitgliederentscheid  oder  die  offenen  Abstim-

mungen über unser Wahlprogramm. 

 

Die Öffnung und Reform der FDP, weg von der Gremien-

partei  und hin zur  Bürgerpartei,  wollen wir  fortsetzen. Als

Bürgerpartei  pflegt  die  FDP  möglichst  den  unmittelbaren

und  persönlichen  Kontakt  zu  den  Menschen.  Wir  wollen

mehr Möglichkeiten zur Mitarbeit auch für diejenigen Men-

schen schaffen, die an Einzelthemen interessiert sind oder

über einen begrenzten Zeitraum mitwirken möchten. Dazu

bieten wir eine zeitlich begrenzte Mitgliedschaft im Rahmen

von Kampagnen ebenso an wie die Möglichkeit zur Wähler-

registrierung, um bei der Kandidatenaufstellung für öffent-li-
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che Ämter vor  Wahlen eine breitere Bürgerbeteiligung zu

ermöglichen.

Die  FDP verfügt  durch  das  liberale  Vorfeld  bereits  heute

über ein vielfältiges Angebot zur Mitarbeit.  Diese Möglich-

keiten, Menschen in ihren jeweiligen Lebensumständen für

die liberale Idee zu begeistern und zu gewinnen, wollen wir

in Zukunft noch stärker ausbauen. Dies gilt für den Mittel-

stand ebenso wie für soziale Bewegungen, dies gilt für die

Frauen ebenso wie für die junge Generation oder die Senio-

ren. Die Arbeit der liberalen Kommunalpolitiker hat in den

vergangenen Jahren erfreuliche Früchte bei der Verbreite-

rung  der  kommunalen  Basis  der  FDP  getragen.  Diesen

Kurs werden wir fortsetzen. 

Die FDP hat  in den vergangenen zweieinhalb Jahren bei

allen Wahlen Zuwächse erzielt. Bei der Bundestagswahl hat

sie zwar an Stimmen und Mandaten hinzu gewonnen, aber

an Gewicht verloren. Die FDP hat in dieser Legislaturperi-

ode keine strategische Option in der Opposition. Deswegen

ist es umso wichtiger,  dass ein koordiniertes Auftreten im

Bundesrat  die  gewachsene Substanz  in  den Ländern  zur

politischen Geltung bringt.

Bei der Bundestagswahl 2002 erreichte die FDP gegenüber

1998  ein  Plus  von  1,2  Prozentpunkten  (Erststimmenzu-

wachs: 2,7 Prozentpunkte). Damit verbesserte sich die FDP
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auch gegenüber 1994. Zeitgleich, am Tag der Bundestags-

wahl,  erlangte  sie  bei  der  Landtagswahl  in  Mecklenburg-

Vorpommern  ein  Plus  von  3,1  Prozentpunkten,  verfehlte

allerdings mit 4,7 Prozent den Einzug in den Landtag. Bei

den  folgenden  Landtagswahlen  in  Hessen  und  Nie-

dersachsen wurden mit  Zuwächsen von 2,8 und 3,2 Pro-

zentpunkten die besten Landtagswahlergebnisse in Hessen

seit über 30 Jahren und in Niedersachsen seit 40 Jahren er-

reicht. Die anschließende Kommunalwahl in Schleswig-Hol-

stein brachte einen Zuwachs von 0,9 Prozentpunkten. Bei

der  Bürgerschaftswahl  in  Bremen  erreichte  die  FDP  ein

Plus von 1,7 Prozentpunkten, verfehlte aber mit 4,2 Prozent

die landesweite Fünf-Prozenthürde. Durch das Überschrei-

ten der Fünf-Prozenthürde in Bremerhaven konnte die FDP

dennoch erstmals  seit  acht  Jahren  wieder  in  die  Bürger-

schaft einziehen.  Auch bei der nachfolgenden Kommunal-

wahl in Bremerhaven legte die FDP um 4,4 Prozentpunkte

auf 7,4 Prozent zu und ist damit ebenfalls nach acht Jahren

erstmals  wieder  in  der  Stadtverordnetenversammlung

vertreten. Bei der Landtagswahl in Bayern gab es, ausge-

hend von einem sehr niedrigen Niveau, einen Zuwachs von

0,9 Prozentpunkten. Dieses Ergebnis war eine empfindliche

Niederlage für die FDP. Bei der Kommunalwahl in Branden-

burg konnte die FDP dagegen wieder deutlich um 2,2 Pro-

zentpunkte auf im Landesschnitt 6,3 Prozent zulegen.
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Die  letzten  zweieinhalb  Jahre  einschließlich  der

Bundestagswahl und der anschließenden Wahlen waren für

die FDP insgesamt eine Zeit mit Substanzgewinn. Die Zahl

der Landtagsabgeordneten hat sich von 55 auf 112 mehr

als verdoppelt. Die FDP ist an fünf Landesregierungen be-

teiligt:  Baden-Württemberg,  Hamburg,  Niedersachsen,

Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt. In nunmehr zehn Landes-

parlamenten  ist  die  FDP  vertreten:  Baden-Württemberg,

Berlin,  Bremen,  Hamburg,  Hessen,  Niedersachsen,  Nord-

rhein-Westfalen,  Rheinland-Pfalz,  Sachsen-Anhalt,  Schles-

wig-Holstein.(Durch den Eintritt  einer Abgeordneten ist die

FDP auch im Landtag von Sachsen vertreten.) Seit 2001 ist

die  FDP in  fünf  Landesparlamente  wieder  zurückgekehrt:

Berlin, Bremen,  Hamburg, Niedersachsen, Sachsen-Anhalt.

Auch wenn wir über das Ergebnis der Bundestagswahl ge-

messen  an  unseren  Erwartungen  und  Möglichkeiten  ent-

täuscht waren, gibt es doch regional bemerkenswerte Un-

terschiede  und  Aspekte,  derer  sich  die  FDP  annehmen

muss. Einerseits hat sich die FDP mit über fünf Prozent in

allen neuen Bundesländern als eine von drei gesamtdeut-

schen Parteien etabliert. Aber die Entwicklung der FDP ist

in den Ländern sehr unterschiedlich. Bei der Bundestags-

wahl 2002 hat die FDP trotz eines bundesweiten Zugewinns

von 1,2 Prozentpunkten in Baden-Württemberg (-1%) und

Bayern (-0,6%) gegenüber der vorherigen Bundestagswahl

an Stimmen verloren und damit die überdurchschnittlichen

Verluste bei der Bundestagswahl 1998 fortgesetzt. Das legt 
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nahe, dass die Arbeit der FDP auch regional 

differenziert sein muss. Die FDP muss in regionalen Befind-

lichkeiten wurzeln, sie muss sich auf die unterschiedlichen

Milieus in Stadt und Land einstellen.

Die weitere Stärkung der FDP beginnt bei den Kommunal-

wahlen. Der Ausbau der kommunalen Basis macht die FDP

wetterfest, kommunale Präsenz gibt ihr ein sympathisches

Gesicht  vor  Ort.  Dort,  wo die  kommunale Basis aktiv  ist,

werden  bessere  Ergebnisse  auch  bei  Landtags-  und  bei

bundesweiten Wahlen erzielt. Auch deswegen ist das Wahl-

jahr  2004 mit  seinen 8 Kommunalwahlen von großer Be-

deutung. 

Im  Jahr  2004  starten  wir  bei  den  Landtagswahlen  in

Brandenburg, Saarland, Sachsen und Thüringen als außer-

parlamentarische Partei.

Auch bei der Europawahl wollen wir nach 10 Jahren wieder

ins Europaparlament zurückkehren. Die FDP hat eine große

außen- und europapolitische Tradition. Bei den Europawah-

len wollen wir Europa zu einem Thema der Bürger machen.

Wir wollen die positive Faszination des gemeinsamen Euro-

pa vermitteln, ein Europa der Bürger in Frieden und Frei-

heit, ein liberales Europa, das im Interesse der Menschen

arbeitet und einen Platz  in den Herzen der Bürger findet.  
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Weil wir aus einer klaren europapolitischen Tradition kom-

men,  müssen  wir  auch  kritische  Entwicklungen  offen

benennen. Das blau-gelbe Band liberaler Politik für Privat

vor Staat, für Freiheit und Verantwortung, für weniger Büro-

kratie und weniger Steuern, muss auch die erkennbare Leit-

linie unseres Europawahlkampfes sein. Wir wollen ein Euro-

pa der Bürger statt Bürokraten, wir wollen eine Europäische

Verfassung, die aktiv von den Bürgerinnen und Bürgern in

einer  Volksabstimmung,  wie  in  der  Mehrheit  der  euro-

päischen Staaten auch,  zu ihrer  eigenen Sache gemacht

wird.  Die  FDP  muss  bei  der  Europawahl  zeigen:  Wir

können Europa besser.

VII. Lebendige FDP

Attraktive Parteiarbeit heißt auch lebendige innerparteiliche

Diskussion. Seit dem Mai 2001 hat die FDP bis heute über

14.000  Eintritte  zu  verzeichnen.  Knapp  die  Hälfte  davon

sind  jünger  als  35 Jahre.  Die  FDP hat  die  Trendumkehr

durch  einen  deutlichen  Mitgliederzuwachs  erreicht,  denn

auch netto ist in diesem Zeitraum die Zahl der Mitglieder

von 62.892 auf 65.589 (Ende Oktober 2003) gestiegen. Im

Jahr 2003 ist die Zahl der Mitglieder bisher allerdings rück-

läufig. Den 3.637 Eintritten seit Januar 2003 stehen 4.250

Austritte gegenüber. 
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Der zu geringe Anteil an weiblichen Mitgliedern blieb bei 23

Prozent. Knapp 20 Prozent der Mitgliedschaft  sind jünger

als 35.

Freie  Demokratische  Politik  wird  für  viele  Mitglieder  und

Anhänger erst  spannend,  wenn sie die Diskussion grund-

sätzlicher  politischer  Fragen  im  Orts-  oder  Kreisverband

erleben. Wir wollen Motor sein für ein neues Aufbruchsge-

fühl. Deswegen wollen wir auf allen Ebenen die „Lebendige

FDP vor Ort“ mit einer sachlichen Streitkultur und einer leb-

haften,  ergebnisoffenen  Diskussionsbereitschaft  fördern.

Wir setzen auf inhaltliche Pro und Contra–Veranstaltungen

in allen Kreisverbänden. 

Die Kampagnenarbeit hat dazu beigetragen, dass sich die

FDP bei bestimmten Schwerpunktthemen profilieren konn-

te.  Die  Kompetenz,  die  der  FDP in  der  Steuer-  und  Bil-

dungspolitik zugeschrieben wird, ist auch dieser Konzentra-

tion  auf  klare  thematische  Schwerpunktsetzungen  zu

danken.  Diese  Arbeit  werden  wir  zur  weiteren  Schärfung

unseres  programmatischen  Profils  und  zur  besseren  Er-

kennbarkeit vor Ort in enger Zusammenarbeit mit den libe-

ralen Partnern ausbauen. 

Die finanzielle Konsolidierung der FDP ist nicht nur Voraus-

setzung für die weitere Kampagnenfähigkeit der Partei – sie

ist  auch  der  innerparteiliche  Glaubwürdigkeitstest  für  un-
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seren  Anspruch,  mit  marktwirtschaftlicher  und  finanzpoli-

tischer  Kompetenz  zur  Sanierung  Deutschlands  beizu-

tragen.  Im Jahr  2003 erreichen wir  die  finanzielle  Trend-

wende. Erstmals seit 1994 wird der Haushalt der Bundesge-

schäftsstelle  durch  weitere  deutliche  Einsparungen  im

Sachkosten-  und  im  Personalbereich  nicht  überschritten,

sondern voraussichtlich unterhalb der Ansätze bleiben. Erst-

mals seit  1994 werden wir  Schulden in einer  Größenord-

nung von mehr als 1,5 Mio. Euro abbauen.

Zu den wichtigsten Antworten auf die Finanz- und Organisa-

tionsprobleme gehören auch neue Wege in der Parteiarbeit.

Mit dem FDP-Bürgerfonds, mit neuen Sponsoring-Konzep-

ten, insbesondere aber mit dem Liberalen Parteiservice, der

gemeinsam  von  der  Bundespartei  und  den  Landesver-

bänden getragen wird, wurde ein Angebot für gemeinsame

Finanz- und Organisationsdienstleistungen geschaffen, das

heute von der Buchführung bis zum Infostand für alle Glie-

derungen reicht.

Nur wenn wir die Finanzsituation dauerhaft stärken, können

wir Kampagnen zu Erfolgen machen und die Außenwirkung

der Partei attraktiver gestalten. Wir werden die Zeit in der

Opposition bis zur erneuten Regierungsverantwortung spä-

testens im Jahr 2006 nutzen, um die Kampagnenfähigkeit

nach innen und außen zu verbessern.
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VIII. FDP: Mit Macht für mehr Freiheit

Die FDP ist die Partei mit dem Willen zur Freiheit und dem

Willen zur Macht. Wir wollen mit Macht mehr Freiheit und

Fairness durchsetzen. Wir wollen mit konsequentem Ein-

satz für Freiheit und Fairness die politische Macht in

Deutschland zurückgewinnen.

Ziel der FDP bleibt eine grundlegende Veränderung der

Parteienlandschaft in Deutschland mit drei gleich ge-

wichtigen politischen Strömungen, die mit unterschiedlicher

inhaltlicher Ausrichtung für die Grundwerte der Demokratie

stehen.  Die FDP entscheidet sich im Zweifel für die Frei-

heit. 

Die FDP will langfristig selbst um eigene Mehrheiten

kämpfen, wie es vielen anderen liberalen Parteien in Euro-

pa bereits gelungen ist. Dafür muss die FDP nicht ihren poli-

tischen Standort oder ihre programmatische Ausrichtung

ändern. Im Gegenteil: Die FDP muss in einer sich libe-

ralisierenden Gesellschaft Kurs halten und kenntlich sein.

Kurzfristig will die FDP spätestens im Jahr 2006 die Ablö-

sung der rot-grünen Bundesregierung, die Deutschland in

die schlimmste politische, wirtschaftliche und soziale Lage

seit Gründung der Bundesrepublik gebracht hat. Unser

wichtigster Koalitionspartner dafür sind nicht andere Partei-
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en, sondern vor allem die Menschen in der Mitte unserer

Gesellschaft: Menschen, die durch Veränderung und Bewe-

gung mutig die große Chance ergreifen wollen, mit mehr

Freiheit und weniger Staat die großen Fragen unserer

Gesellschaft zu beantworten.

Die FDP steht mit ihrer Tradition für die politische Mitte der

Demokratie. Die FDP wird ihren Standort nicht verändern,

weil andere Parteien ihren Standort verändern. Die FDP

wird ihren Standort nicht nach der Distanz oder Nähe zu

anderen Parteien bemessen. Wenn andere Parteien einzel-

ne Programmpunkte der FDP übernehmen, ist das nicht

Anlass für einen Richtungswechsel der FDP. Wenn andere

Parteien sich von der FDP entfernen, läuft die FDP ihnen

nicht hinterher. Das ist die liberale Unabhängigkeit, die wir

meinen. Koalitionsaussagen stehen dem nicht entgegen.

Sie sind möglich, häufig auch nötig, aber nicht automatisch

zwingend. Wenn sie erfolgen, dann erst, wenn sie an-

stehen, aber nicht auf Vorrat. Wenn sie erfolgen, dann aus

der Sache heraus und nicht aus einem Lagerdenken. 

Für die FDP gibt es keine Koalition in der Opposition. Dies

ginge zu Lasten eines befruchtenden demokratischen Wett-

bewerbes. Der koalitionspolitischen Abhängigkeit folgt stets

die  programmatische  Abhängigkeit.  Liberale  Unabhängig-

keit  schließt  aber  Zusammenarbeit  und  Koordination  der

Oppositionsparteien bei inhaltlicher Übereinstimmung in der
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Sache nicht aus. Die sachliche Zusammenarbeit bei inhaltli-

cher Übereinstimmung ist stets geboten, wenn dadurch zum

Wohle der Menschen in Deutschland rot-grüne Politik korri-

giert  werden kann.  Die Sache,  die  inhaltlichen Positionen

und Übereinstimmungen, sind Maßstäbe unseres Handelns

gegenüber  anderen  Parteien.  Deswegen  lehnen  wir  eine

fundamentale und destruktive Oppositionspolitik zu Lasten

der Menschen in Deutschland ab.

Die FDP ist nicht Teil eines Lagers, die FDP steht einem

Lager gegenüber: dem sozialdemokratischen Lagerdenken

von der SPD über die Grünen bis hin zu Teilen der Union.

Alle anderen Parteien vertrauen überwiegend,  wenn auch

mit  unterschiedlicher  Intensität,  zuerst  auf den Staat,  und

sie misstrauen den Menschen. Sie vertrauen auf Bürokratie

und misstrauen der Freiheit. Sie wollen immer noch soziale

Sicherheit  durch  Beschränkung  und  Einschränkung  der

Leistungsbereiten erreichen.  Doch ihre  Rezepte führen in

die heutige wirtschaftliche und geistige Armut Deutschlands.

Wer  die  Starken ständig  fesselt,  wird  die  Schwachen nur

noch schwächer machen.

Die FDP sortiert  ihre Wähler nicht nach Zielgruppen. Wer

immer  nur  an Zielgruppen denkt,  verliert  seine  Ziele  aus

den Augen. Wir wenden uns nicht an Zielgruppen, sondern

an Haltungen. Die FDP ist die Partei für alle im Volk, die ein

selbstbestimmtes Leben in einer  freien und fairen Gesell-
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schaft führen wollen. Der Liberalismus ist in allen Bevölke-

rungsschichten  zu  Hause.  Freiheit  zur  Verantwortung  ist

eine Haltung, die unabhängig von Einkommensklassen, Be-

rufszugehörigkeit,  Alter,  Geschlecht  oder  Religion  über-

zeugt.  Die FDP will  alle  erreichen,  bei  denen freiheitliche

Werte  und  Verantwortungsbewußtsein  in  ihrem  persönli-

chen Leben an oberster Stelle stehen. Die FDP wendet sich

an alle, die bereit sind, mit Leistungsbereitschaft, Weltoffen-

heit  und  Toleranz  für  sich  und  für  andere  das  bessere

Leben zu erreichen.

Die Bürgergesellschaft braucht die Bürgerpartei. Volks-

parteien orientieren sich am Kollektiv, die liberale Bürger-

partei stellt das Individuum in den Mittelpunkt ihres

Handelns.

Wir sind der politische Arm der aktiven Bürgergesellschaft.

Wir sind die liberale Bewegung für alle, die etwas bewegen 

wollen. Wir sind keine Volkspartei mit inhaltlicher Beliebig-

keit, sondern eine Bürgerpartei mit klarer Ausrichtung, de-

ren Politik gut ist für das ganze Volk.
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Anlage

Wahlen seit Mai 2001
Ergebnis Zuwachs

Kommunalwahl Niedersachsen 2001 6,2 1,6
Landtagswahl Hamburg 2001 5,1 1,6
Landtagswahl Berlin 2001 9,9 7,7
Kommunalwahl Bayern 2002 2,0 0,4
Landtagswahl Sachsen-Anhalt 2002 13,3 9,1
Bundestagswahl 2002 7,4 1,2
Landtagswahl Mecklenburg-Vorpommern 2002 4,7 3,1
Landtagswahl Hessen 2003 7,9 2,8
Landtagswahl Niedersachsen 2003 8,1 3,2
Kommunalwahl Schleswig-Holstein 2003 5,7 0,9
Landtagswahl Bremen 2003 4,2 1,7
Landtagswahl Bayern 2003 2,6 0,9
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Kommunalwahl Brandenburg 2003 6,3 2,2

Bundestagswahl 2002 nach Ländern

Ergeb
nis

Zuwachs

Baden-Württemberg 7,8 -1,0
Bayern 4,5 -0,6
Berlin 6,6 1,7
Brandenburg 5,8 3,0
Bremen 6,7 0,8
Hamburg 6,8 0,3
Hessen 8,2 0,3
Mecklenburg-Vorpommern 5,4 3,2
Niedersachsen 7,1 0,7
Nordrhein-Westfalen 9,3 2,0
Rheinland-Pfalz 9,3 2,2
Saarland 6,4 1,7
Sachsen 7,3 3,7
Sachsen-Anhalt 7,6 3,5
Schleswig-Holstein 8,0 0,4
Thüringen 5,9 2,5
Bund 7,4 1,2
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